
 
 

 

 
 
 
Bergamt Nordbayern 
z.Hd. Herrn Norbert Weiß 
Ludwigstraße 20 
 

95444 Bayreuth 
 

 

Sand, den 19.08.2016 
 
 
 
 
 
 
Rahmenbetriebsplan für die Erweiterung des Quarzsand-Tagebaus ĂNordöstlich Sand 
am Mainñ, Gemeinde Sand am Main und Stadt Zeil am Main, Landkreis Haßberge durch 
die Firma Sand- und Kieswerke Dotterweich GmbH, Sand am Main 
 
Einwendungen im Rahmen der öffentlichen Auslegung. 
 
 
Sehr geehrter Herr Weiß, 
 
mit den vorliegenden Antragsunterlagen beantragt die Firma SKD GmbH eine Erweiterung der 
bisherigen Kiesabbaufläche ĂNordºstlich Sandñ in Richtung Westen auf einer Gesamtfläche von etwa 
24,9 ha.  
 
Im Namen Freien Sander Bürger erheben wir hiermit Einwendung gegen die beantragte Erweiterung 
des Kiesausbaus, da diese ins Eigentum der dort liegenden Grundstücke eingreift und in der 
vorgelegten Planung nicht nur die, in dem Plangebiet liegenden und das Plangebiet umgebenden 
landwirtschaftlichen Flächen, sondern auch die Bewohnerinnen und Bewohner die Ortschaft Sand in 
den Ortsteilen Siedlung und Wörth nachhaltig benachteiligt.  
 
Die hier vorgelegte Planung 
 

- ist teilweise unvollständig und somit fehlerbehaftet, 
- schädigt umliegende landwirtschaftliche Flächen in ihrer Nutzbarkeit nachhaltig, 
- basiert in sicherheitsrelevanten Fragen auf falschen Annahmen, wodurch sie die 

Bewohnerinnen und Bewohner der Ortschaft Sand einem nicht kalkulierbaren Risiko 
aussetzt und  

- ist nachweislich nicht realisierbar, 
 

weshalb der vorliegende Antrag der Firma SKD GmbH insgesamt abzulehnen ist. 
 
 

- 
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Wir begründen unsere Einwendung wie folgt: 

 
 

1. Die, mit den Antragsunterlagen, vorgelegte hydraulische Untersuchung zur Kiesgrubenerweiterung ist 
in sich unvollständig und somit fehlerbehaftet. 
 
So wird für die Berechnung der ĂWasserspiegellagen und Fließgeschwindigkeiten für den Planzustand 
mit Kompensationsmaßnahmeñ letztlich nur eine Momentaufnahme der Geländestruktur in 
möglicherweise 11-12 Jahren herangezogen. 
 
In der verwendeten und relevanten Modellberechnung des HQ 100-Falls besteht die angenommene 
Ausgangslage aus einer vollständigen Verfüllung der landwirtschaftlichen Nutzfläche im Gebiet 
ĂNordºstlich Sandñ (ca. 9 ha, siehe Anlage 10), einem erstellten Damm und einer vollständig 
rekultivierten Erweiterung.  

 
Absolut unberücksichtigt bei der Berechnung der Wasserspiegellagen und Fließgeschwindigkeiten in 
diesem Gebiet bleiben jedoch die, innerhalb der nächsten 11-12 Jahre als abgeschlossen zu 
betrachtenden Ausbaumaßnahmen des Mains und die damit verbunden Auswirkungen eines 
Hochwasserereignisses für den beantragten Bereich und die Ortschaft Sand. So wird die unten 
aufgezeigte, an das geplante Erweiterungsgebiet direkt angrenzende Uferzurücknahme ebenso wenig 
mit einberechnet, wie die Fahrrinnenverbreiterung des Mains oberhalb dieses Bereiches, 

  

  
 

obwohl nach mündlicher Aussage des WNA Aschaffenburgs, allein der Mainausbau insgesamt zu einer 
Erhöhung des Hochwasserspiegels von 1 cm im Bereich der Zeiler Straßenbrücke führen wird. 
 
Aufgrund der Unvollständigkeit der vorgelegten Berechnungen ist der Antrag der Firma SKD somit 
abzulehnen oder wesentlich nachzubessern und neu auszulegen.  
 
 

2. Die, im Rahmenbetriebsplan unter Ziffer 3.1.2 ĂSiedlungswesenñ getroffene Aussage, dass sich das 
nächstgelegene Wohnhaus in einem Abstand von ca. 300 m zum Abbaurand der Erweiterung befindet 
ist nachweislich falsch. 
 
Die rechts blau markierten Wohnhäuser liegen wesentlich 
näher am Abbaugebiet, bleiben im vorliegenden Antrag jedoch 
absolut unberücksichtigt. Es ist festzuhalten, dass der 
geforderte Mindestabstand von 300 m nicht eingehalten wird, 
weshalb die voreilig getroffene Schlussfolgerung, dass eine 
Ăerhebliche Lärmbelästigungñ für die anliegenden Wohnhäuser 
ausgeschlossen werden kann, als falsch zu betrachten ist. 
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Infolge der Tatsache, dass, wie aus den Antragsunterlagen 
hervorgeht, der Abtransport des Oberbodens über die links grün 
gepunktete Fahrstrecke durchgeführt werden soll, ist neben der, 
aus dem Abbaugebiet stammenden, bisher betrachteten 
Lärmemission auch diese neue, vorher nicht existente, 
Lärmemission des Transportweges einzubeziehen. 
 
In diesem Zusammenhang dürfen wir ergänzen, dass auch die 
unter Ziffer 5.7.12 getroffene Aussage, dass weitere Schutz- und 
oder Minimierungsmaßnahmen hinsichtlich der Staubemission 
nicht notwendig sind, falsch ist, da hier nur der Kiesabbau an sich 
betrachtet wird. Mit dem vorliegenden Antrag wird jedoch auch 
der Abtransport des Oberbodens auf dem links ersichtlichen Weg 
beantragt, weshalb dies auch berücksichtigt werden muss. 
 
Der beantragte Weg verläuft über einen Flurweg, welcher besonders an trockenen Tagen, infolge der 
Befahrung mit Lastkraftwagen eindeutig zur erheblichen Staubemission führen wird: Diese kann nicht 
nur die beiden markierten Wohnhäuser, sondern auch den Verkehr auf der Kreisstraße beeinträchtigen. 
Da dem Antrag kein entsprechendes Lärm- bzw. Staubemissionsgutachten beiliegt sind die 
Antragsunterlagen als unvollständig zu werten und deshalb abzulehnen. 
Sollte der Antrag genehmigt werden, sind entsprechende Auflagen, wie die ständige Bewässerung des 
Transportweges zur Staubreduzierung aufzulegen. 
 
 

3. Die hier beantragte Erweiterung der Kiesausbeute führt letztendlich zum Abbau von Landfläche unter 
Schaffung einer weiteren, neuen Seefläche. Durch den Abtrag der Landmassen, der im vorliegenden 
Fall in einer angegebenen, durchschnittlichen Mächtigkeit von 8,30 m stattfinden soll, wird der derzeit 
vorhandene Grundwasserfluss in diesem Bereich abgesenkt und somit nachhaltig gestört, was an der 
unten aufgeführten Darstellung zu erkennen ist. 
 

 
 
Betrachtet man die, im Abbau- und Betriebsplan, Anlage 2.6, aufgezeigte Grundwasserfließrichtung, 
welche im Bild unten oben rechts durch einen blauen Pfeil ausgewiesen wird, so ist davon auszugehen, 
dass die unten grau markierten, landwirtschaftlichen Nutzflächen im Süden der Erweiterung nachhaltig 
in ihrer Wasserhaltung negativ beeinflusst und somit gravierend geschädigt werden. 
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Darüber hinaus ist aber auch von einer analogen Grundwasserabsenkung und nachhaltigen 
Schädigung der westlich angrenzenden, landwirtschaftlichen Grundstücke auszugehen. 
 

 
 

Erfahrungsberichten von Landwirten, welche im Abbaugebiet ĂNordºstlich Sandñ Grundst¿cke 
bewirtschafteten, zufolge betrifft diese Grundwasserabsenkung Bereiche bis zu 20 m. 
 
In direkter Folge der geplanten Erweiterung des Kiesabbaus wird somit, allein schon aufgrund des oben 
aufgezeigten Eingriffs in den Grundwasserhaushalt vor Ort, das Eigentum der Nachbarn durch dieses 
Bauvorhaben schwer und unerträglich beeinflusst, so dass der beantragte Eingriff eine quasi-
enteignende Wirkung auf die Nutzbarkeit und somit auch auf die landwirtschaftlichen Grundstücke 
selbst hat. Da im vorliegenden Antrag der Drittschutz der Nachbargrundstücke und ihrer Nutzung 
vollkommen außer Acht gelassen wird, ist das beantragte Vorhaben in der vorgelegten Form generell 
abzulehnen. 
 
Im Falle einer Genehmigung ist es deshalb zum Drittschutz der anliegenden Grundstücke unabdingbar, 
die tatsächliche Reichweite der Grundwasserabsenkung und somit der Bereich, in dem eine 
Austrocknung des Nachbargrundstückes (unten symbolisch dargestellt) vorliegt, im Vorfeld der 
Genehmigung zu ermitteln,  
 

 
 

diese dem bisherigen Sicherheitsabstand von genannten 10 m 1:1 im Westen und Süden des 
Ausbeutegebiets zuzurechnen und in der Genehmigung verbindlich festzulegen. 
Aufgrund der uns von Sander Landwirten mitgeteilten Erfahrungswerte muss derzeit von einer 
Reichweite der Grundwasserabsenkung von 20 m ausgegangen werden, was im Falle einer 
Genehmigung einem Sicherheitsabstand von insgesamt 30 m zu benachbarten Grundstücken bedarf, 
in dem in die bestehende Bodenstruktur nicht eingegriffen werden darf. 
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4. Mit dem vorgelegten Rahmenbetriebsplan beantragt der Antragsteller einen 
einzuhaltenden Sicherheitsabstand von 10 m zu Nachbargrundstücken, weiter geht 
aus den vorgelegten Schnitten A-A und B-B eine geplante Böschungsneigung von 1:2 
hervor. Dieser Kombination ist im vorliegenden Fall zu widersprechen. 
 
Die geplante Erweiterung allein weist eine Länge von 500 m in Fließrichtung des 
Mains und eine Breite bis zu 530 m auf. Zusammen mit den bereits bestehenden 
Baggerseen ĂNordºstlich Sandñ und ĂBlum-Seeñ w¿rde direkt neben dem Main ein 
zweites Gewässer mit einer Länge von etwa 1,4 km entstehen. Ein natürlicher 
Uferschutz, sowohl im westlichen, landwirtschaftlich genutzten, als auch im südlichen, 
ebenfalls landwirtschaftlich genutzten Uferbereich ist nicht gegeben und ist auch in 
der Antragstellung nicht vorgesehen.  
 

Wie links auch in der hydraulischen Untersuchung zur 
Kiesgrubenerweiterung für den Fall des HQ 100 dargestellt, 
wird sich im Hochwasserfall aufgrund der Lage, der großen 
Länge und des Dammes ein Nebenstrom mit starkem 
Angriff auf die Ufer ausbilden.  
Da die geplante Erweiterung unserer Ansicht nach auch im 
Hochwasserabflussbereich liegt, besteht bei der geplanten 
Böschungsneigung (1:2) die Gefahr, dass die Böschungen 
abgeschwemmt werden, bzw. abrutschen. In beiden Fällen 
reduziert sich der nach Antragsunterlagen vorhandene 
Sicherheitsabstand von bisher nur 10 m zu den 
Nachbargrundstücken erheblich oder verschwindet völlig, so 
dass diesen Grundstücken letztlich kein ausreichender 
Schutz mehr gewährt wird. 

 
Da eine Verfüllung in der Erweiterung aufgrund der Vorgaben des Bayerischen Eckpunktepapiers 
generell ausgeschlossen ist, kann folglich auch der Sicherheitsabstand im Falle eines Abrutschens 
nicht wieder aufgefüllt werden. Der Schutz der Nachbargrundstücke fällt somit weg, weshalb allein 
schon aus diesem Grund die beantragte Erweiterung in der vorgelegten Form abzulehnen ist. 
 
Im Falle einer Genehmigung sind zum Schutz der anliegenden Grundstücke, in und außerhalb des 
Erweiterungsgebietes, die Böschungen entsprechend zu gestalten und vor dem Abrutschen zu sichern. 
Dies bedeutet in Fließrichtung, also westlich und östlich des Ausbeutebereichs nicht steiler als 1:6 und 
quer zur Fließrichtung, also nördlich und südlich des Ausbeutebereichs, nicht steiler als 1:3. 
 
Wir fordern ferner zum Schutz der umliegenden Grundstücke, dass die Herstellung der Böschung 
bereits im Zuge der fortschreitenden Kiesausbeute, sowohl über als auch unter Wasser, aus dem 
bestehenden, dicht gelagerten Sand-Kies-Vorkommen zu erfolgen hat, da dieses Material über einen 
hohen Verdichtungsgrad und somit eine entsprechende Standfestigkeit verfügt. Beides kann mit 
aufgefülltem Material, insbesondere unterhalb des Wasserspiegels nicht erreicht oder gar gewährleistet 
werden. 
 
Im Falle von naturschutzrechtlich geforderten Steilufern über dem Wasserspiegel wäre ein zusätzlicher 
Sicherheitsabstand von 10 - 20 m zum Nachbargrundstück vorzuhalten, um ein mögliches Abrutschen 
oder Abschwemmen unter Einhaltung des Sicherheitsabstandes zum Nachbarn ausgleichen zu 
können. Forderungen aus Ziffer 4 bleiben hiervon unberührt. 
Zur Untermauerung unserer Forderung verweisen wir auf bereits erteilte Genehmigungen inklusive 
wasserwirtschaftlicher Auflagen zur Böschungsgestaltung im Raum Volkach/Fahr. 
 
 

5. Die in den Antragsunterlagen mitgelieferten Berechnungen betreffen, wie unter Ziffer 1 bereits erläutert 
nur eine mögliche Momentaufnahme in 11-12 Jahren und ausschließlich den HQ 100 Fall. 
Informationen über die Auswirkungen eines HQ 10, HQ 20 oder HQ 50, welche nicht minder wichtig 
sind, liegen jedoch nicht vor. Gefahren während der Ausbauphase können somit weder beurteilt noch 
ausgeschlossen werden. 
Auch aus diesem Grund ist der Antrag der Firma SKD generell abzulehnen. 
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6. Aufgrund der in Ziffer 5 bereits dargelegten Tatsache, dass die vorgelegten Antragsunterlagen keine 
detaillierte Aussage zu den möglichen Wasserständen während des geplanten Abbaus, also während 
der nächsten 12 Jahre, aufweisen, mussten unsererseits Überlegungen möglicher Zwischenzustände 
angestellt werden. Die Ergebnisse sind unten aufgeführt und bedienen sich als Grundlage der im 
Antrag vorgelegten Darstellung der Wasserspiegellagen und Fließgeschwindigkeiten für den 
Planzustand mit Kompensationsmaßnahme. 
 
Die unten dargestellte Strömung beruht, wie bereits gesagt, auf Basis der komplett vollzogenen 
Kiesausbeute und einer vollständigen Rekultivierung, sowohl der Erweiterung, als auch der Ackerfläche 
ĂNordºstlich Sandñ. Zwischenzustände der Kiesausbeute bleiben absolut unberücksichtigt. 
 

 
 

Im Folgenden wurde das vorgelegte Strömungsverhalten mit der im vorgelegten Abbau- und 
Betriebsplan aufgezeigten Vorgehensweise zum Abbau der Abbauabschnitte BA I bis BA IV kombiniert. 
 
Aufgrund der Antragsunterlagen ist davon auszugehen, dass spätestens 2-3 Jahre nach Beginn der 
Abbauabschnitt BA I abgebaut wurde und BA II für die nächsten 2-3 Jahre abgebaggert wird (Die 
Abbaurichtung ist im folgenden Bild dort rote Pfeile vom Antragsteller ausgewiesen). 
 
Geht man nun von einem Zeitpunkt aus, an dem die Abbauabschnitte BA I und BA II nahezu 
ausgekiest sind, also in 4-6 Jahren nach Beginn, so ergibt sich das unten aufgezeigte Bild. 
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Die Bauabschnitten BA III und BA IV sind aufgrund der noch vorhandenen Landmassen bräunlich 
dargestellt, die Bauabschnitte BA I und BA II werden hier größtenteils als Wasserflächen angesehen, 
sind also bei einem Hochwasserereignis entsprechend überschwemmt. 
 
Unter Berücksichtigung der Tatsachen, dass im Falle eines Hochwassers das strömende Wasser  
 

a) über einer bereits existierenden See-/Wasserfläche beschleunigt wird und  
b) über existierenden Landflächen abgebremst und aufgestaut wird, 

 
ergibt sich im vorliegenden Zwischenstand eine, dem Planzustand widersprechende Hauptströmung 
hin zur Ortschaft Sand (unten durch orange Pfeile dargestellt). 
 

 
 

Durch diese mögliche Strömung werden nicht nur die südlich liegenden, landwirtschaftlich genutzten 
Grundstücke beeinträchtigt, nein, es geht in diesem Zustand auch eine wesentlich höhere Gefahr für 
die Anwohner in Sand, speziell den Ortsteilen Wörth und Siedlung, aus, in deren Richtung das Wasser 
gelenkt wird. 
 
Betrachtet man ferner die Tatsache, dass durch die, mit Planfeststellungsbeschluss vom 20.03.1997 
zur Kiesausbeute ĂNordºstlich Sandñ unter Ziffer III 7.3 geforderte Auflage ï um die einzelnen 
Abbauabschnitte, und auch nach erfolgtem Abbau um die gesamte Ausbaufläche, ständig durch 
Geländeanpassungen und Dammschüttungen eine Geländehöhe von mindestens 222,6 m ü.NN 
einzuhalten bzw. herzustellen ï eine gleichmäßige Überströmung der westlich des jetzigen 
Kiesausbeutegebietes liegenden Flächen und auch hin zur Ortschaft Sand gesichert war,  
 

 
 
so ändert sich die Situation hierdurch drastisch. 
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Fanden die Überflutungen in dem oben mangenta ausgewiesenen Bereich bis zum Überschreiten des 
Hochwasserdamms von 222,6 m ü.NN ausschließlich durch Grundwasseranstieg und einem Rückstau 
des Mains aus Richtung Knetzgau statt, so wird in der vorgesehenen Planung nun das gesamte Gebiet 
durch die erstellte Zufahrt bereits bei einem Hochwasserstand knapp über Geländeoberkante erfolgen. 
 
Diese Geländeoberkante ist infolge der Antragsunterlagen (siehe hierzu Ziffer 3.2.1) teilweise bereits 
bei 222,0 m ü.NN anzusetzen, was bedeutet, dass die oben ausgewiesenen Flächen auch bei 
geringeren Hochwässern schneller überflutet und auch überströmt werden. Dies betrifft somit auch die 
an die Erweiterung angrenzenden Flächen und den Ortsteil Wörth der Ortschaft Sand. 
 
Wird die Kreisstraße Sand-Zeil im jetzigen Zustand erst infolge des Rückstaus des Mains von Knetzgau 
kommend überflutet, trifft dies im Planzustand aufgrund der hergestellten Zufahrtsöffnung somit nicht 
mehr zu, da diese im Bayernviewer teilweise mit einer Höhe von 221 m ü.NN ausgewiesen wird. 
 
Sollte die Kreisstraße jedoch früher als bisher überflutet werden, stellt dies eine starke Beeinträchtigung 
der Lebensqualität, der Arbeitssicherheit und vor allem der Versorgungssicherheit der im Wörth und der 
Siedlung lebenden Bevölkerung dar. Ein Zustand, der auch nach erfolgter und abgeschlossener 
Kiesausbeute noch bestehen würde und der für die Bevölkerung in diesen Ortsteilen nicht hinnehmbar 
ist. 
 
Da aus den Antragsunterlagen kein Nachweis zu entnehmen ist, dass die Überflutung der Kreisstraße 
durch die Erweiterung nicht negativ beeinflusst wird und, wie oben erläutert, möglicherweise früher 
stattfindet, ist der Antrag mindestens als unvollständig zu betrachten und daher in der eingereichten 
Form abzulehnen. 
 
Zusätzlich ist auch davon auszugehen, dass sich die oben aufgezeigte, die Ortschaft Sand potentiell 
bedrohende, Wasserströmung selbst bei einer Ausbaggerung des Bauabschnittes BA III, mit der infolge 
des Antrags rechnerisch erst etwa 5-9 Jahre nach Beginn zu erwarten wäre, nicht wesentlich ändert.  
 
So ist, wie rechts im Bild aufgezeigt, im BA IV 
noch genügend Landmasse vorhanden, um 
weiterhin ein Umlenken der vorhandenen 
Wassermassen hin zur Ortschaft Sand (unten 
durch orange Pfeile dargestellt) und den davor 
liegenden landwirtschaftlichen Grundstücken zu 
bewirken. 
Ergänzt man das mögliche Strömungsbild um 
die bekannte, von Südosten kommende 
Strömung (gelber Pfeil), so verschlechtert sich 
die Situation der Anwohner im Ortsteil Wörth 
und der Landwirte nochmals drastisch. 
 
Ansonsten hier ist auch hier nicht nur mit einer 
stärkeren Strömung, sondern ebenfalls mit 
einer schnelleren Überflutung der Grundstücke 
und auch der Kreisstraße zu rechnen. 
 
Insgesamt ist infolge des Abbau- und Betriebs-
plan ab etwa 4-5 Jahren nach Beginn der 
Kiesausbeute in der Erweiterung und für einen 
Zeitraum von mindestens 6-8 Jahren mit einer 
wesentlich schlechteren Hochwasser-situation 
für die Bewohner in Sand zu rechnen, bevor die 
Grundlagen für die Modellrechnung geschaffen 
wurden und diese auch greifen kann. 
 
Aus diesen Gründen, betreffend die Sicherheit für Besitz, Leib und Leben der Anwohner im Wörth und 
in der Siedlung und auch der Landwirte, ist der Antrag der Firma SKD somit abzulehnen, zumal jetzt 
kein nachvollziehbarer Beweis vorliegt, dass oben genannter Fall auszuschließen wäre. 
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7. Ein weiterer, wesentlicher Grund den Antrag der Firma SKD abzulehnen beruht in der Tatsache, dass 
die geplante und in den Berechnungen notwendige Kompensationsmaßnahme, also der Dammbau, 
nicht in der aufgezeigten und für die Hochwasserberechnung notwendigen Form realisiert werden kann. 
 
Wie dem Bergamt bekannt ist, stehen die Grundstücke Flur-Nrn.: 628, 577 und 578 nach wie vor im 
Eigentum der ursprünglichen Eigentümer, da diese weder käuflich noch abbaurechtlich von der Firma 
SKD erworben werden konnten. Diese Grundstücke werden weiter landwirtschaftlich genutzt.  
 

 
 

Die Zufahrt zu diesen Grundstücken erfolgt aber über den gemeindlichen Flurbereinigungsweg Fl.-Nr. 
579, auch ĂSchªferwiesenwegñ genannt, welcher unserer Kenntnis nach wieder in ordnungsgemäßem 
Zustand gebracht werden muss. 
Der Weg wurde bisher nicht entwidmet und es werden von der Gemeinde Sand auch keine 
Grundstücke zur Errichtung eines Dammes zur Verfügung gestellt. Somit bleibt diese Zufahrt auch in 
Zukunft wie gehabt erhalten. 
 
Trägt man diese oben genannten Grundstücke (magenta) und den Flurbereinigungsweg (braun) in die 
mit dem Antrag vorgelegte Differenzdarstellung der Wasserspiegellagen für den Planzustand mit 
Kompensationsmaßnahme ein und berücksichtigt den Erhalt des Flurweges, so verbleibt am Damm 
eine im Antrag nicht berücksichtigte Öffnung, welche mit einem blauen Kreis kenntlich gemacht wurde. 
 

 
 
Da gerade an dieser Stelle rechnerisch nahezu der höchste Wasserstand zu erwarten wäre, ist davon 
auszugehen, dass an dieser verbleibenden Wegöffnung eine erhebliche Strömung auftritt, welche die 
dahinter liegenden landwirtschaftlichen Grundstücke und die Ortschaft Sand in nicht unerheblicher Art 
beeinträchtigen würde, was unten durch orange Pfeile, die das durchfließende Wasser und seine 
Strömung symbolisieren aufgezeigt wird. Die für die angestellte Hochwasserberechnung notwendige 
Dammwirkung ist somit nicht mehr vorhanden. 
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Aufgrund der Tatsache, dass der vorhandene und zu erhaltende Flurweg (braun) in der vorliegenden 
Berechnung keinerlei Berücksichtigung und Würdigung findet, sind die vorliegenden Berechnungen als 
falsch und ohne Grundlage anzusehen, weshalb der Antrag der Firma SKD auf alle Fälle abzulehnen 
ist. 
 
 

8. Selbst unter Berücksichtigung eines möglichen Dammes auf dem betroffenen Flurweg, wäre dieser 
bautechnisch nicht realisierbar. Zum einen fehlt die oben bereits angesprochene Einwilligung der 
Gemeinde zur Überbauung des Flurweges, zum anderen würde selbst bei einem minimalen 
Sicherheitsabstand zu den Nachbargrundstücken von nur 1 m eine Steigung von etwa 24% für die zu 
überfahrende Stelle resultieren. Diese Steigung wäre den Eigentümern der landwirtschaftlichen 
Flächen aber nicht zumutbar, da sie mit schwerem, landwirtschaftlichen Gerät nicht jederzeit gefahrlos 
überfahrbar ist. Der Antrag der Firma SKD ist somit mangels Durchführbarkeit abzulehnen. 

 
 
9. GemªÇ Punkt 5.4 ĂBetriebseinrichtung; Abbaumethoden, Abbaugerªte und Aufbereitungñ des 
vorgelegten Rahmenterminplans mit UVS f¿r die geplante Erweiterung des Sandabbaus ĂNordºstlich 
Sand am Mainñ soll der Oberboden getrennt vom ¿brigen Abraum profilgerecht gelºst, abgetragen 
möglichst ohne arbeits- und kostenaufwendige Zwischenlagerung zur umgehenden Wiederverwertung 
abtransportiert und an potentielle Abnehmer ( z.B. Garten- und Landschaftsbaubetriebe, Landwirte, 
usw.) veräußert werden. Der Abtransport des anstehenden Humus erfolgt ausgehend von der 
Abbaustelle auf dem Landweg mittels Lkw. 

 
Dieser Abtransport (grün gepunktete Linie) soll gemäß dem 
Verkehrs- und Erschließungsplans Anlage 2.5 über die Kreisstraße 
HAS 16 und durch die Ortschaft Sand zum Kieswerk führen. 
 
Hierzu ist generell einzuwenden, dass die Einmündung auf die 
Kreisstraße absolut ungeeignet für diese langjährige 
Vorgehensweise ist, da sie weder über einen geeigneten 
Abbiegestreifen noch über eine Ausweichmöglichkeit verfügt.  
 
Ein voll beladener, aus dem Feldweg auf die Kreisstraße 
abbiegender Lkw ist von der Zeiler Brücke nicht einsehbar, so dass 
von einer erhöhten Verkehrsgefährdung für den von Zeil 
kommenden Verkehr ausgegangen werden muss. 
 
 
Diese Vorgehensweise ist unserer Ansicht nach aus verkehrstechnischen Gründen nicht zumutbar, 
zumal laut Angabe des Antragstellers 73.710 m³ Oberboden über die Straße abtransportiert werden 


